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Wiederbelebung der 
Wohnungsbaupolitik

Iß /
/

Eberhard Thiel

V or wenigen Jahren wurde der W ohnungsbau totgesagt, was mit einem Blick auf die be
m erkenswert hohe Zahl dam als leerstehender W ohnungen auch plausibel erscheinen 

konnte. Heute dagegen kann angesichts des M ietenanstiegs in den Zentren und besonders 
des W ohnungsm angels in der unteren Preisklasse m it der These einer „neuen W ohnungs
no t“ schon w ieder w irkungsvoll W ahlkam pf betrieben werden.

Der W echsel der S ituation am W ohnungsm arkt und die hektische Suche nach staatlichen 
Maßnahmen sind charakteristisch für die W ohnungsw irtschaft. Von ihr w ird ein G ut angebo
ten, das aufgrund seiner Unverzichtbarkeit für den einzelnen und der hohen Kosten eines 
W ohnungswechsels einer anderen Bewertung unterliegt als m anche andere Konsum güter 
Hinzu kommt, daß der Bau und der Erwerb einer W ohnung wegen der langen B indungsdauer 
sehr risikoreich sind und die Renditeerwartungen kurzfristig stark schwanken. So waren die 
Leerbestände M itte der achtziger Jahre m it darauf zurückzuführen, daß die stagnierenden 
oder sogar sinkenden Realeinkom m en sowie die Prognosen über e ine schrum pfende Bevöl
kerungszahl zu einer Zurückhaltung beim W ohnungsbau oder W ohnungswechsel führten.
Das änderte sich zunächst auch nicht, als die Rechte der Verm ieter gestärkt wurden.

Inzwischen hat der Anstieg der Reale inkom m en und der Beschäftigung den W ohnungsbau 
belebt. Da nicht nur der E igenheim bau, sondern auch der M ietwohnungsbau w ieder zu
nimmt, w ird sogar von e ine rlrendw ende  am W ohnungsm arkt gesprochen. Dazu beigetragen 
hat auch die dem ographische Entwicklung, die die Bildung neuer und zusätzlicher Haushalte 
begünstigte. Als jüngster Nachfragefaktor tritt nun die nicht vorhergesehene große Zahl von 
Zuwanderern auf den Markt.

Zu den Ursachen für die starke Veränderlichkeit des W ohnungsbaus und der Unsicherheit 
der Investoren gehören nicht zuletzt die seit Jahrzehnten andauernde extrem e Regulierung 
und Subventionierung des W ohnungsbaus. Sie haben in vielerlei Ausgestaltung weite Berei
che des W ohnungsm arktes entscheidend beeinflußt und sich keineswegs durch Stabilitä t 
oder Kontinuität der Politik ausgezeichnet. So hat sich der Bund beispielsweise nach langen 
Jahren der Förderung des sozialen W ohnungsbaus aus diesem  Bereich fast zurückgezogen, 
hat verstärkt auf die G ewährung von W ohngeld und auf die E igentum sförderung gesetzt und 
legt je tzt erneut Förderprogram m e zum Bau von W ohnungen für Aussied ler auf.

Es ist allerdings zu beachten, daß der W ohnungsm arkt in eine große Zahl von Teilmärkten 
zerfällt. So kann bei W ohnungen der m ittleren und gehobenen Preisklasse sowie bei E igen
heimen und Eigentum swohnungen nicht von Versorgungsengpässen gesprochen werden.
Preis- und M ietanhebungen erzw ingen hier zwar Änderungen der E inkom m ensverwendung, 
sollten aber keine staatlichen H ilfsprogram m e provozieren. O ffensichtlich ist der M angel an 
W ohnraum in der unteren Preisklasse und an Unterbringungsm öglichkeiten für größere Fam i
lien. Nach dem  weitgehenden Fortfall des sozialen W ohnungsbaus wird beklagt, daß d ie  e in 
gele itete Liberalisierung des W ohnungsm arktes nicht zur Deckung der Bedarfe bestim m ter 
G ruppen ausreicht. Auch die Um- und Aussied ler sowie die Personen, die Asyl beantragen 
oder nach negativem  Entscheid hier geduldet verbleiben, und andere Zuwanderer aus dem
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Ausland suchen zunächst eher W ohnungen der unteren Preisklasse. Die Gesellschaft kann 
sich der Forderung nach angem essener Versorgung d ieser Personen nicht entziehen; als un
angem essen kann man angesichts des in dieser Gesellschaft herrschenden Lebensstan
dards die Unterbringung in an Katastrophen erinnernden Notunterkünften und Heim en be
zeichnen.

Zur gegenwärtigen Situation beigetragen haben auch die früheren wohnungspolitischen 
Maßnahmen, die nach Beseitigung der größten W ohnungsnot die Funktionsfähigkeit der 
W ohnungsm ärkte eher beeinträchtigten. Durch die Orientierung der M ieten an den tatsächli
chen Kosten im Rahmen der Objektförderung ergab sich bis heute eine Vielzahl von unter
schiedlichen M ietsubventionen und Bindungen, die das M arktgeschehen verzerren und 
auch die M obilitä t der Haushalte zw ischen W ohnungen verschiedener Qualität und M iethöhe 
hemmen. Hinzu kommt das Problem der Fehlbelegung geförderter W ohnungen durch inzw i
schen besser verdienende Haushalte.

Der Forderung nach Auflage eines m ehrere M illiarden kostenden W ohnungsbaupro
gram m s muß nach diesen Erfahrungen deshalb kritisch entgegengetreten werden. Es kann 
jedoch auch nicht dam it gerechnet werden, daß trotz der positiven Entwicklung des W oh
nungsbaus der M arkt allein schon kurzfristig die soziale Problem atik lösen und die Unterbrin
gung der Zuwanderer erreichen kann. Da eine m arktgerechte Inanspruchnahm e von Teilen 
des Bestandes aufgrund der bestehenden Rechtslage innerhalb einer kurzen Frist nicht ge
lingt, der Umbau sow ie die M odernisierung des Bestandes ebenfalls nicht schnell genug zu 
Erfolgen führen und die Risiken aus der Sicht der Bauherren weiterhin nicht gering erschei
nen, ist für eine begrenzte Zeit das für den W ohnungsbau zugunsten der Aussied ler be
schlossene Programm zu vertreten, zum al die vorgesehene Flexibilität bei den Bindungsvor
schriften die negativen Effekte der Vergangenheit m ildert. Neben diesem  Programm sollten 
die S tädtebauförderungsm aßnahm en weitergeführt werden, um die Substanzerhaltung nicht 
zu gefährden. Da die soziale Problem atik des W ohnungsm arktes nicht durch diese M ethode 
der Objektförderung ge löst werden kann, sollte we iter das W ohngeld oder eine andere die 
E inkom m enssituation des Haushalts berücksichtigende Unterstützung im M ittelpunkt ste
hen. Deren Ausgestaltung müßte noch stärker auf die S trukturm erkm ale der tatsächlich be
dürftigen Personen zugeschnitten werden. Zusätzliche Mittel für diese Maßnahmen könnten 
aus einem Abbau der Programme zur Eigentumsförderung gewonnen werden.

Ob die beschlossenen Maßnahmen positive Effekte auf den M arkt haben werden, wird da
von abhängen, ob die Renditeerwartungen potentie ller Investoren erfü llt werden. W eiterhin 
sind erhebliche Unsicherheiten auf dem  W ohnungsm arkt zu erkennen: die künftige Entw ick
lung der realen Einkommen, die Entw icklung der G eburtenziffern, die Entw icklung der Haus
haltsgröße, Zahl und Zusammensetzung der Aus- und Umsiedler, der Zuwanderer aus der EG 
und aus außereuropäischen Staaten und schließlich die Auswirkungen der sektoralen Struktur- 
verändenjngen auf die regionale Verteilung der Arbeitsplätze.

Der gegenwärtige Nachfrageüberhang betrifft w eniger die ländlichen Regionen, sondern 
wird hauptsächlich in den Ballungsräum en registriert. Die Attraktivität der Zentren basiert 
auch für Haushalte m it geringen oder gar keinem eigenen Einkom m en überw iegend auf den 
verfügbaren oder erhofften Arbeitsplätzen. Das bedeutet nicht, daß gerade für Zuwanderer 
aus dem  Ausland nicht auch andere Faktoren bedeutsam  sind.

S icherlich führen relativ billige W ohnungen außerhalb der Ballungsräum e nicht quasi auto
m atisch zur W anderung von Arbeitskräften in d iese Regionen und zur Schaffung von A rbeits
plätzen in dort liegenden Gem einden. Im Rahmen von regionalpolitischen Konzepten zur Er
höhung der Attraktivität ländlicher Regionen spielen das W ohnen und das W ohnumfeld 
durchaus eine Rolle. Innerhalb d ieser Konzepte sollten daher die Rahm enbedingungen zur 
Schaffung angem essener W ohnungen nicht außer acht gelassen werden. Eine ausgewo
gene W ohnungspolitik darf die Förderung nicht auf die Ballungsräum e beschränken. Schließ
lich sind die höheren M ieten und die Enge des W ohnungsm arktes auch ein Indikator für hö
here Ballungskosten. Die staatliche Förderung sollte die regionalen Kostenunterschiede 
nicht vollständig nivellieren; die Wohnungsbaupolitik sollte in keinem Fall die Chance verbauen, 
daß Haushalte die Ballungsräume verlassen und daß Unternehmungen sich zu Investitionen 
und damit zur Schaffung von Arbeitsplätzen außerhalb der Ballungsräume entschließen.
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